
Vizepräsidentin Henfling:

Damit schließe ich die erste Beratung zu diesen Gesetzentwürfen und wir kommen jetzt zu Tagesordnungs-
punkt 3

Erstes Gesetz zur Änderung des
Thüringer Verfassungsschutzge-
setzes
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE
LINKE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5569 - Neufassung - 
ERSTE BERATUNG

Das Wort zur Begründung hat Abgeordnete Vogtschmidt gewünscht. Bitte schön.

Abgeordnete Vogtschmidt, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Parteien, der nun in der
Drucksache 7/5569 vorliegende Gesetzentwurf zur Änderung des Thüringer Verfassungsschutzgesetzes be-
trifft ein eigentlich innenpolitisches Thema mit der Weiterfassung des Schwerpunkts auf spezielle parla-
mentsrechtliche Gesichtspunkte innerhalb des Gesetzes. Der Gesetzentwurf beinhaltet Regelungen der Zu-
sammensetzung bzw. der Besetzung der Parlamentarischen Kontrollkommission. Sie ist das mit Abgeordne-
ten des Thüringer Landtags besetzte Gremium mit der Aufgabe, die parlamentarische Kontrolle gegenüber
dem für den Verfassungsschutz zuständigen Ministerium und gegenüber dem Amt für Verfassungsschutz
bzw. dem Verfassungsschutz als staatliche geheimdienstliche Organisationsstruktur des Landes auszuüben.
Auch und gerade die Strukturen und Arbeit von Geheimdiensten benötigen eine wirksame parlamentarische
und damit demokratische Kontrolle. Das zeigen nicht zuletzt Vorgänge um den NSU in Thüringen und an-
derswo und die Ergebnisse diverser Untersuchungsausschüsse zu diesem NSU-Komplex, auch die des
Thüringer Landtags.
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Inwieweit geheimdienstliche Arbeit demokratische Kontrolle und Transparenz in einem lösbaren oder auch
nicht lösbaren Spannungs- und Widerspruchsverhältnis stehen und wie damit adäquat umgegangen werden
sollte, ist hier an dieser Stelle nicht zu verhandeln und ist anderen Diskussionszusammenhängen vorbehal-
ten. Darauf ist auch bereits mein Kollege Herr Bilay in seinem Redebeitrag eingegangen.

Die Einbringung dieses Gesetzentwurfs hat eine – ich nenne es jetzt mal – Vorgeschichte und ist einer recht-
lichen und tatsächlichen praktischen Notwendigkeit geschuldet. Ausgangspunkt dafür ist, dass als gesetzlich
vorgesehene Übergangsregelung derzeit immer noch die Parlamentarische Kontrollkommission der 6. Wahl-
periode im Amt ist, um die verfassungsrechtlich gebotene parlamentarische Kontrolle geheimdienstlicher Ar-
beit in Thüringen zu gewährleisten. Mit Blick auf das Rechtsprinzip der möglichst wirksamen demokratischen
Legitimation der Übertragung von staatlichen Funktionen und Aufgaben ist es nun geboten, dass ein vom
jetzigen 7. Thüringer Landtag gewähltes Gremium seine Arbeit aufnehmen kann. Doch in den dafür durchge-
führten Wahlvorgängen haben die von der AfD-Fraktion vorgeschlagenen Kandidaten nach den jeweils sach-
lich begründeten Gewissensentscheidungen der Abgeordneten nicht die notwendige Anzahl der Stimmen er-
zielt.

Im heutigen Bericht der Parlamentarischen Kontrollkommission hat es bereits Herr Walk auch angespro-
chen, ich möchte es aber auch an dieser Stelle nicht unerwähnt lassen: Eine Tätigkeitsaufnahme des schon
zumindest teilweise durch Einzelwahlen neu besetzten Gremiums ist nach einer von der AfD-Fraktion erwirk-
ten Eilentscheidung des Verfassungsgerichtshofs vom 14. Oktober 2020 nicht möglich. Das Gericht stellte
fest, dass die Parlamentarische Kontrollkommission sich erst dann in einer ersten Sitzung konstituieren darf,
wenn alle ihre Mitglieder durch Wahl bestimmt und legitimiert sind und eine Ablehnung von Kandidaten – Zi-
tat – „nicht aus sachwidrigen Gründen erfolgt ist“, so das Gericht im Tenor des Beschlusses.

Im weiteren Fortgang der Arbeit an dieser – ich nenne es an dieser Stelle mal – Baustelle fanden im Land-
tag, wie vom Gericht angeregt, weitere Gespräche zwischen den Fraktionen statt. Dabei kam auch – wie be-
reits auch von Herrn Walk erwähnt – ein Meditationsverfahren zur Anwendung.

Im vorliegenden Gesetzentwurf ist demnach die logistische und inhaltliche Schlussfolgerung der Fraktionen
Die Linke, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen vollzogen worden aus den gerade geschilderten Vorgängen.
Ziel ist also, die möglichst zügige und auch vollständige Besetzung der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion mit neu gewählten und gleichzeitig vom Landtag der 7. Wahlperiode legitimierten Mitgliedern zu ermög-
lichen. Dazu werden die Regeln der Zusammensetzung der Parlamentarischen Kontrollkommission in § 25
des Thüringer Verfassungsschutzgesetzes so verändert, dass auch zukünftig fünf Mitglieder des Gremiums
nicht mehr ausgehend von der Anknüpfung an einzelne Fraktionen kandidieren und gewählt werden. Zukünf-
tig erfolgen deswegen Kandidatur und Wahl der Person und damit auch die Zuteilung der Sitze im Gremium
vielmehr bezogen auf ihre Zuordnung zu und das Stärkeverhältnis zwischen den regierungstragenden Frak-
tionen als Gesamtheit auf der einen Seite und der parlamentarischen Opposition des Landtags als Gesamt-
heit auf der anderen Seite. Die Anknüpfung an den Oppositionsstatus und das Recht der Opposition auf ent-
sprechende parlamentarische Repräsentanz finden sich in Artikel 59 der Verfassung als Grundprinzip. Das
bedeutet: Durch die zukünftige Anknüpfung an die beiden funktionalen Teile des Parlaments hat keine der
Fraktionen oder parlamentarischen Gruppen mehr ein automatisches Anrecht auf einen Sitz in diesem Gre-
mium. Um den unter dem Gesichtspunkt der wirksamen parlamentarischen Kontrolle problematischen
Durchmarsch von Mehrheiten bei der Besetzungsentscheidung zu verhindern, ist für die Wahl nach Arti-
kel 25 des Thüringer Verfassungsschutzgesetzes ein Stimmquorum von zwei Dritteln vorgesehen.
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Unsere einreichenden Fraktionen hoffen auf eine zügige Beratung des Gesetzentwurfs und werben für eine
Verabschiedung, damit die Parlamentarische Kontrollkommission in neuer Besetzung so bald wie möglich ih-
re Kontrollarbeit im Sinne auch der bisherigen Rechtslage, insbesondere der §§ 24 und 29, auch tatsächlich
aufnehmen kann. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Damit eröffne ich die Aussprache. Als Nächster erhält Abgeordneter Walk für die Fraktion der
CDU das Wort.

Abgeordneter Walk, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, werte Besucher auf der Besuchertri-
büne, mittlerweile schon seit über zwei Jahren wird im Thüringer Landtag über die Besetzung der neuen
Parlamentarischen Kontrollkommission, kurz ParlKK, der siebten Legislatur, in der wir uns jetzt gerade befin-
den, gerungen. Das ist von besonderer Sensibilität und von besonderer Bedeutung, da die Kommission be-
kanntlich den Thüringer Verfassungsschutz kontrolliert und auch auf die Einhaltung der entsprechenden Re-
gelungen drängt.

Zum Rückblick – wir haben es heute schon mehrfach gehört, vielleicht aber noch mal bei diesem Tagesord-
nungspunkt –: Bereits im Oktober 2020 stoppte der Verfassungsgerichtshof die geplante Konstituierung der
neuen Kommission. Seinerzeit waren bereits – das wissen vielleicht einige nicht mehr – die Abgeordneten
Steffen Dittes und Anja Müller von den Linken sowie meine Person hier im Plenum gewählt. Ein Jahr später
– im Dezember 2021 – wurde dann auch der FDP-Abgeordnete Dirk Bergner als viertes von insgesamt fünf
zu wählenden Mitgliedern gewählt. Hintergrund war hier der Verlust eines AfD-Sitzes in der Kommission, da
bekanntlich mehrere Mitglieder aus der AfD-Fraktion ausschieden. Allerdings löste auch dies das grundsätz-
liche Problem nicht. Fakt ist, eine Konstituierung der neuen Parlamentarischen Kontrollkommission der
7. Legislaturperiode ist bis heute nicht durchgeführt worden, weil die Kandidaten der AfD anschließend re-
gelmäßig nicht die erforderliche, sogenannte einfache Mehrheit hier im Haus erreichten.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, damit die parlamentarische Kontrolle auch weiterhin lückenlos si-
chergestellt ist und kein Kontrollvakuum entstehen kann, sieht § 26 Abs. 3 vor – das ist noch die alte Re-
gel –, dass die bisherige, also die alte Parlamentarische Kontrollkommission aus der 6. Legislaturperiode so-
zusagen bis auf Weiteres im Amt bleiben kann. Rein praktisch bedeutet das, dass mit den in der 6. Legisla-
tur gewählten Mitgliedern, Dieter Hausold von den Linken, der nicht mehr dem Parlament angehört, Doro-
thea Marx von der SPD sowie mit mir von der CDU, ein dreiköpfiges Gremium die parlamentarische Kontrol-
le des Verfassungsschutzes sicherstellt. Lassen Sie mich auch hier noch mal unmissverständlich darauf hin-
weisen, dass sich alle Mitglieder dieser besonderen Verantwortung bewusst sind und dass sie ihren Kontroll-
auftrag umfänglich und auch mit hohem Engagement wahrnehmen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich sage aber auch dies ganz deutlich: Auch – ich habe es ausge-
führt – wenn rechtlich die alte Kommission noch bis zum Ende der Legislatur, also bis Ende 2024, tätig sein
kann, ist aber genauso auch klar, dass dieser Zustand mit zunehmender Dauer unbefriedigend ist und einer
Änderung bedarf. Das sehen auch andere so. Um diesen Umstand nunmehr einer konstruktiven und rechts-
sicheren Lösung zuzuführen, wurde von der Landtagsverwaltung ein Mediator eingesetzt. Dieser Mediator –
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das ist ein Jurist aus Nordrhein-Westfalen – sollte in Ruhe und auch ungestört von der Öffentlichkeit arbeiten
können, um den Konflikt um die Besetzung des Geheimdienstgremiums lösen zu können.

Wir sind jetzt einen Schritt weiter, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen. Ausgangspunkt der Neurege-
lungen der Besetzung der Parlamentarischen Kontrollkommission ist laut dem vorliegenden Gesetzentwurf
die Tatsache, dass auf Grundlage der bisherigen Regelungen noch keine für die 7. Wahlperiode neu gebilde-
te Kommission ihre Arbeit aufnehmen konnte – das haben wir jetzt schon mehrfach erwähnt. Die vorliegen-
den Neuregelungen sollen zukünftig die zügige Neukonstituierung erleichtern, denn auch für die Parlamenta-
rische Kontrollkommission gilt das Prinzip der möglichst unmittelbaren demokratischen Legitimation, das
heißt die Wahl durch den jeweils gerade amtierenden Landtag.

Das Thüringer Verfassungsschutzgesetz vom 8. August 2014 soll deshalb in § 25 Abs. 1 – Kollegin
Voigtschmidt ist schon darauf eingegangen – geändert werden. Und wie sieht jetzt die Änderung konkret
aus? Im Kern geht es darum, dass die nach wie vor fünf Mitglieder der Kommission künftig mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln gewählt werden. Bisher – das wissen Sie – ist die einfache Mehrheit ausreichend. Zu-
dem soll künftig die parlamentarische Opposition – ich zitiere – „im Verhältnis ihrer Stärke zu den regierungs-
tragenden Fraktionen […] im Gremium vertreten sein.“ Was bedeutet das rein praktisch und in Realität? Das
heißt übersetzt auf den Stand heute: Die Kommission hat fünf Mitglieder, drei Mitglieder würden dann der
Opposition angehören oder aus den Reihen der Opposition kommen und zwei Mitglieder aus den Reihen der
regierungstragenden Fraktionen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die vorliegende Gesetzesänderung berücksichtigt weitestgehend
die Vorschläge des eingesetzten Mediators und diese entsprechen im Wesentlichen auch einer Regelung
aus Nordrhein-Westfalen. Ich glaube, entscheidend ist eins und darum wollen wir ringen, nämlich dass es
nunmehr möglich ist, einen großen parlamentarischen Knoten – wenn ich das mal so salopp sagen darf –
aufzulösen. Und vielleicht noch mal zur Zweidrittelmehrheit: Die Einführung dieses Zweidrittelquorums bei
der Wahl der zukünftigen Mitglieder entspricht zum einem der besonders hohen Bedeutung der parlamenta-
rischen Kontrolle der Exekutive, namentlich des Verfassungsschutzes, und führt natürlich auch in der Reali-
tät dazu, dass den zu Wählenden ein besonders hohes Vertrauen fraktions- und parteien- und gruppenüber-
greifend entgegengebracht werden muss.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, in diesem Zusammenhang muss ich noch mal auf die Äußerung des
stellvertretenden Parlamentarischen Geschäftsführers der AfD, Stefan Möller, eingehen. Die Äußerung finde
ich rechtsstaatlich höchst bedenklich. Die ist auch abwegig und absurd. Er hat sich gegenüber dem MDR am
20.08. dieses Jahres wie folgt geäußert: Die AfD werde – ich zitiere – „nicht juristisch gegen das neue
[…]Besetzungsverfahren vorgehen“, mit der Begründung, dass diese „Ausgrenzungspraxis“ – gemeint ist die
AfD – „so stark [sei], dass es auch die Gerichte betreffe und teilweise von ihnen mitgetragen“ wird. Also das
ist die Begründung, warum man dagegen nicht juristisch vorgehen will. Ich finde das schon ein sehr bemer-
kenswertes Demokratieverständnis. Es bedeutet unterm Strich nichts anderes, als dass die AfD und Herr
Möller die verfassungsrechtliche Gewaltenteilung infrage stellt. Wie gesagt: absurd und sehr bemerkenswert.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich abschließend noch auf einige handwerkliche und
inhaltliche Unzulänglichkeiten hinweisen, die wir noch klären müssen. Ich vermisse zum Beispiel eine In-
Kraft-Regelung. Ich vermisse zweitens eine Übergangsregelung. Hintergrund: Wir haben vier Mitglieder be-
reits in dieser Legislatur gewählt. Was geschieht mit diesem Votum des Hohen Hauses? Und der dritte
Punkt, die Frage: Wie gestaltet sich die Unterrichtung der Fraktionsvorsitzenden nach § 24 Abs. 2 gegebe-
nenfalls in analoger Anwendung bei Mitgliedern einer Gruppe. Das sollten wir dann gleich mitregeln.
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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir beantragen die Überweisung des Gesetzentwurfs in den zustän-
digen Innen- und Kommunalausschuss. Im Innenausschuss werden wir dann ein Anhörungsverfahren bean-
tragen und uns anschauen, wie der Gesetzentwurf von den Experten bewertet wird. Ich freue mich auf die
Beratung. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Als Nächstes erhält für die Fraktion Die Linke Abgeordneter Blechschmidt das Wort.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Meine Damen und Herren, ergänzend zur Einbringung aus Sicht der Linkenfraktion
noch folgende Anmerkungen zum Gesetzentwurf, die Besetzung bzw. Zusammensetzung der Parlamenta-
rischen Kontrollkommission.

Es ist ein offenes Geheimnis, dass die Linkenfraktion die Strukturen und Arbeit von Geheimdiensten, also
auch des Verfassungsschutzes in Thüringen, sehr kritisch bewertet, auch mit Blick auf die praktischen Erfah-
rungen in Sachen demokratischer Kontrollbarkeit. So können sich kritische Zuschauer und Zuhörer die Fra-
ge stellen: Wie kommt es, dass die Linkenfraktion einen so „provokanten“ Gesetzentwurf mit einreicht, der im
Grunde genommen systemimmanent zur Sicherung entsprechender Strukturen beiträgt? Die Antwort ist:
Auch wenn man versucht, die Mehrheit der Gesellschaft von alternativen gesellschaftspolitischen Lösungen
für eine Thematik zu überzeugen, ist es sinnvoll, an Reformen vorhandener Strukturen und an Inhalten zu
arbeiten. So halten wir auch eine gesellschaftlich nicht optimal wirksame Parlamentarische Kontrollkommis-
sion hinsichtlich der Arbeit des Verfassungsschutzes als Geheimdienst immer noch für besser als gar keine
Kontrolle oder eine bloße – in Anführungszeichen – Notlösung, wie sie zurzeit in Thüringen besteht, um Kon-
trollmechanismen zu schaffen, die unter gegebenen Bedingungen so gut wie möglich wirken können.

Derzeit stellt sich hier nach Einschätzung der Linkenfraktion eine doppelte Problematik dar. Zwar arbeitet
noch eine gesetzliche Übergangslösung seit 2019 als Rumpfgremium, wie es der Kollege Walk eben aus-
drücklich angesprochen hat, aus der vergangenen Wahlperiode heraus gewählt. Das hat aber, genau ge-
nommen, keine demokratische Legitimation. Der derzeitige Landtag hat eben dieses Gremium nicht gewählt.
Und diese Übergangsregelung im Verfassungsschutzgesetz ist eigentlich nicht für eine Übergangsphase von
bis zu einer halben Wahlperiode angedacht. Auch das hat Kollege Walk angesprochen. 

Hinzu kommt: Dem Gremium gehörten derzeit Personen, und zwar – auch das ist angesprochen worden –
zwei Abgeordnete aktueller Art, aber eben auch ehemalige Abgeordnete, also aus der letzten Legislaturpe-
riode, an, die streng genommen diese parlamentarische Kontrolle gar nicht mehr ausüben können, nur dank
der Übergangsregelung. Das neue Gremium konnte mangels vollzähliger Besetzung durch Wahlen noch
nicht seine Arbeit aufnehmen. Hier kann man aber den Abgeordneten keinen Vorwurf machen, denn die
Wahlentscheidung zur Besetzung der ParlKK ist wie alle Abstimmungen von den Abgeordneten nach ihrem
Gewissen zu gestalten. Das ist Teil der Ausübung des freien Mandats.

(Beifall DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, das stattgefundene Mediationsverfahren hat nach Ansicht der Linken aber
durchaus einen Weg aufgezeigt, diese verfahrene Situation zu lösen. Es geht bei der parlamentarischen
Kontrolle nicht nur der ParlKK, sondern auch der Untersuchungsausschüsse um das Wechsel- und Zusam-
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menspiel von regierungstragenden Teilen und oppositionellen Teilen des Parlaments und dies in vielerlei Mo-
difikationen. Deshalb knüpft der vorliegende rot-rot-grüne Gesetzentwurf bei der Besetzungsfrage an diese
beiden funktionalen Teile des Parlaments jeweils als Gesamtstruktur an, und zwar gerade nicht auf der darin
enthaltenen Teilstruktur Fraktionen oder Parlamentarischen Gruppen. Diese funktionale Teilung wird auch in
Artikel 59 der Thüringer Verfassung deutlich, dem Oppositionsartikel.

Falls nun bestimmte Fraktionen hier im Landtag einwenden sollten, dieser neue rechtliche Ansatzpunkt dient
nur dazu, bestimmte Fraktionen „abzuhängen“, dann muss man dem deutlich entgegenhalten: Selbst der
Beschluss des Thüringer Verfassungsgerichtshofs vom 14. Oktober 2020 in der Eilentscheidung zum Stopp
der Neustrukturierung der ParlKK nimmt auf Seite 14 im ersten Abschnitt Bezug auf die Oppositionsgarantie
des eben von mir genannten Artikels 59.

Genau diese Chancengleichheit setzt der vorliegenden Gesetzentwurf der rot-rot-grünen Koalitionsfraktionen
um, und zwar nach Ansicht der Linken sogar noch ein Stück gleichberechtigter und demokratischer als bis-
herige gesetzliche Regelungen. Die bisherige Regelung wurde im Sinne eines automatischen Zugriffsrechts
bestimmter Fraktionen auf Sitze im Gremium unter Herbeiziehung einer bestimmten Berechnungsmethode
verstanden und angewendet. Für kleinere Fraktionen war es schwierig bis hin fast unmöglich, in die ParlKK
zu kommen. Die nun vorliegende neue Regelung des § 25 gewährleistet, dass alle Fraktionen und Gruppen
bzw. deren Abgeordnete unter den gleichen Bedingungen grundsätzlich ein Zugangsrecht zur ParlKK als
Gremium haben, entweder aufseiten der regierungstragenden Teile des Parlaments oder als Teil der parla-
mentarischen Opposition. Allerdings verlieren damit bestimmte Fraktionen das bisher faktisch bestehende
automatische Zugriffsrecht auf einen Sitz im Gremium, doch gerade das ist eine Demokratisierung des Wahl-
und Besetzungsverfahrens. 

Die Zweidrittelmehrheit im Wahlverfahren erscheint als Hürde und ist mit Blick auf eine verantwortungsvolle
Arbeit in der Parlamentarischen Kontrollkommission als ein wirksamer Mechanismus fach- und personaltech-
nischer Qualitätssicherung, denn wie der Verfahrensgerichtshof im Entscheidungstenor des Beschlusses
vom 14.10. und in dessen Begründung deutlich macht: Die Abgeordneten dürfen in ihrer freien Gewissens-
entscheidung und unter Herbeiziehung sachlicher Gründe für die Beurteilung der Geeignetheit der Kandida-
ten jeweilige Personen auch als ungeeignet für die Aufgabenerfüllung im Gremium ablehnen. In diesem Zu-
sammenhang sei auch angemerkt, dass einer verantwortungsvollen Ausübung des freien Mandats und der
freien Gewissensentscheidung immer auf der verantwortungsvollen Abwägung von Tatsachen und Sachar-
gumenten beruht. Nach Ansicht der Linkenfraktion stellt der vorliegende Gesetzentwurf eine sinnvolle, aus-
gewogene Neuregelung zur Zusammensetzung der PKK zur Verfügung, die die verschiedenen Anforderun-
gen des Demokratieprinzips wirksam zur Geltung bringt. Ich beantrage hiermit – wie der Kollege Walk – die
Überweisung an den Innen- und Kommunalausschuss. Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Pommer:

Das Wort erhält für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Abgeordnete Henfling.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr geehrte Gäste, sehr geehrte Frau Präsidentin, zum Inhalt des
Gesetzes haben sowohl die Kollegin Vogtschmidt als auch der Kollege Blechschmidt eigentlich schon alles
gesagt. Ich will aber noch mal, weil es immer wieder – und ich merke das auch bei den Rückfragen, die wir
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von Pressevertreterinnen und Pressevertretern haben – vielleicht auch Schwierigkeiten gibt, zu verstehen,
was wir da gerade machen. Das ist auch nicht ganz trivial und nicht ganz einfach, denn nicht umsonst haben
wir für diese Frage einen Mediator gebraucht. Wenn es so einfach gewesen wäre und wir die Lösung auf
dem Tisch gehabt hätten, dann wäre das sicherlich auch schneller gegangen. Es ist schon klargestellt wor-
den, dass wir es in dieser Legislaturperiode bisher nicht geschafft haben, eine Parlamentarische Kontroll-
kommission in ihrer Gesamtheit zu wählen und damit auch einsetzen zu können.

Das Gesetz gibt vor, es soll sozusagen keinen kontrollfreien Raum des Verfassungsschutzes geben. Deswe-
gen sieht das Gesetz vor, dass, wenn eine Parlamentarische Kontrollkommission nicht zustande kommt, die
alte Parlamentarische Kontrollkommission übergangweise im Amt bleibt und die Kontrolle des Verfassungs-
schutzes, der ja an dieser Stelle ein hoher Rang eingeräumt wird, auch tatsächlich sicherstellen kann. Damit
legt sie übrigens keinen Zeitraum fest, sondern, sie sagt „übergangsweise“ und dieser Übergang ist momen-
tan leider Gottes schon sehr lang.

Jetzt hat dieses Hohe Haus aus – wie ich finde – berechtigten Gründen massive Zweifel daran gehabt, ob
Vertreterinnen und Vertreter der AfD-Fraktion Teil dieser Parlamentarischen Kontrollkommission sein können
und sollten. Das haben diejenigen, die hier als Abgeordnete die Wahl für die Parlamentarische Kontrollkom-
mission vornehmen, damit kundgetan, dass sie den AfD-Vertreterinnen und -Vertretern eben nicht ihre Stim-
me für die Wahl in diese Parlamentarische Kontrollkommission gegeben haben. Der Abgeordnete Blech-
schmidt hat es schon deutlich gesagt: Wir sind unserem Gewissen verpflichtet. An dieser Stelle hat ein nicht
irrelevanter Teil dieses Hauses für sich entschieden, anscheinend mit seinem Gewissen nicht vereinbaren
können, ein Mitglied der AfD-Fraktion in die Parlamentarische Kontrollkommission zu entsenden. Das ist
auch für die unterschiedlichen Personen, die als Wahlvorschläge auf dem Tisch lagen, ausführlich begründet
worden, und es ist auf Grundlage der Personen begründet worden, und damit aus meiner Sicht auch legitim.

Nun haben wir eine Situation, dass wir ein Gesetz haben und dieses Gesetz ist auf den Weg gebracht wor-
den, als dieser Thüringer Landtag noch keine Fraktion hatte, die aus unserer Perspektive verfassungsfeind-
lich ist und die – das kommt noch dazu, damit hat das Parlament jetzt nichts zu tun – unter anderem auch
Beobachtungsobjekt des Verfassungsschutzes selber ist. Jetzt ist es vielleicht nicht nur für mich, sondern
vielleicht auch für alle anderen Menschen etwas seltsam, wenn eine Partei, eine Fraktion, die vom Verfas-
sungsschutz beobachtet wird, gleichzeitig den Verfassungsschutz kontrollieren soll. Das ist die Grundlage,
warum wir darüber nachgedacht haben, dass wir dieses Gesetz ändern müssen. Was jetzt hier auf dem
Tisch liegt, ist nichts Neues, was wir da erfunden haben – auch das ist vom Kollegen Walk schon angespro-
chen worden –, Nordrhein-Westfalen verfährt ähnlich, das heißt also, das Verhältnis zwischen Opposition
und Koalition wird in diesem Gesetzentwurf gewahrt und wir sorgen dafür, dass das auch ordentlich abgebil-
det ist. Es ist aber eben nicht mehr nach d’Hondt, also nach dem Verfahren, was jetzt im Gesetz festge-
schrieben ist, sodass die Fraktionen ein Zugriffsrecht auf die Besetzung der einzelnen Positionen in der Par-
lamentarische Kontrollkommission haben, sondern ähnlich, wie man das zum Beispiel beim Verfassungsge-
richt macht, auch wenn da die Vorschlagsrechte andere sind. Aber wir wählen mit einer Zweidrittelmehrheit,
also mit einer sehr breiten Legitimation dieses Parlaments, die Personen in die Parlamentarische Kontroll-
kommission. Die Fragen, die der Kollege Walk aufgerufen hat, können wir gerne diskutieren. Ich hätte mir ja
gewünscht – wir haben ja auch zusammen die Mediation gemacht –, gerne hätten Sie uns auch schon, be-
vor wir das gemacht haben, darauf hinweisen können, dass Sie da noch Änderungs- und Redebedarf haben.
Ich sehe keinen Grund, da eine Erweiterung auf die Gruppenvorsitzenden vorzunehmen. Das sage ich Ihnen
schon vorab. Über das Inkrafttreten können wir reden. Ich gehe, ehrlich gesagt, davon aus, wenn wir ein
neues Gesetz mit einem neuen Verfahren beschließen, dass wir dann die Parlamentarische Kontrollkommis-
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sion einmal komplett neu wählen müssen auf Grundlage dieses Gesetzes. Das heißt also, es wird ein neues
Wahlverfahren geben, zumindest ist das meine Interpretation. Aber lassen Sie uns das gerne im Ausschuss
noch mal diskutieren. Ich wäre nur sehr dafür, dass wir das nicht allzu lange machen und in diesem Jahr
tatsächlich noch dieses Gesetz auf den Weg bringen und verabschieden, um dann tatsächlich auch noch in
diesem Jahr eine Parlamentarische Kontrollkommission einsetzen zu können, die wieder in voller Stärke die
Kontrolle des Verfassungsschutzes vornehmen kann. Deswegen auch von mir Überweisung an den Innen-
und Kommunalausschuss, um tatsächlich hier zu einem Ergebnis zu kommen. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Pommer:

Ja, Kolleginnen und Kollegen, es ist schon sehr kalt hier. Wir haben jetzt mal ein paar Decken, die vorhan-
den sind, da. Vielleicht lassen Sie die erst mal für die Frauen.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Das ist aber diskriminierend!)

Wir werden aber – ja, tu nichts Gutes, dir widerfährt nichts Böses –, beim nächsten Mal für alle sicher eine
Regelung finden, damit wir die Temperaturen, wenn man acht Stunden oder neun hier sitzt, auch aushalten.
Also nur der Hinweis: Dort sind die, die vorhanden sind, diese können Sie sich also gerne nehmen.

Jetzt hat für die Gruppe der FDP Herr Abgeordneter Montag das Wort.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn mich vorab schon wärmender Applaus auf
dem Weg hier nach vorn begleitet hat, tatsächlich ein wenig kontroverse Position der FDP zu diesem vorlie-
genden Gesetzentwurf. Denn er zeigt zwei Dinge, lieber Herr Blechschmidt, auch wenn Sie sich da versucht
haben, ein bisschen herauszuwinden. Wir brauchen einen Verfassungsschutz.

(Beifall Gruppe der FDP)

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE)

Nicht immer ist These Antithese, Synthese ist stringent. Deswegen: Wir brauchen einen Verfassungsschutz,
der eben hier unsere freiheitlich demokratische Grundordnung sicherstellt und unsere Demokratie schützt.

(Beifall Gruppe der FDP)

Und wir brauchen eine wirksame Kontrolle dieses Instruments, weil der Verfassungsschutz – und das liegt
ihm ja in seiner Funktionsweise inne – über Mittel verfügt, die im Allgemeinen der Frage der beispielsweise
richterlichen Vorbehalte der polizeilichen Arbeit entzogen sind und teilweise tief in die Grundrechte eingreift.
Deswegen ist es wichtig, dass das, was dieser Verfassungsschutz tut, durch uns, die gewählten Mitglieder
dieses Hauses, auch adäquat kontrolliert werden können muss. Wir haben gemerkt, in diesem Haus sind die
politischen Verhältnisse eben so, dass die aktuelle PKK eben nicht arbeitsfähig ist. Deswegen gab es ein
Mediationsverfahren, an dessen Ende nach vielen Sitzungen – wenn ich das so sagen darf – ein Vorschlag
hier in diesen Gesetzentwurf Eingang gefunden hat, der am Ende des Tages auch durchaus hätte schneller
hier im Hohen Haus landen können. Eigentlich war auch abgesprochen, um auch hier noch mal dieser Vorla-
ge aus NRW die notwendige Breite an Unterstützung vorab zu signalisieren, dass das durch mehrere Frak-
tionen getan wird und nicht durch die Regierungsfraktionen allein. Das ist nicht zustande gekommen – war-
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um auch immer, das kann ich Ihnen nicht sagen. Das ändert aber nichts daran, dass die Möglichkeit, die
damit geschaffen wird, aus unserer Sicht eine ist, die die Arbeitssicherheit und die Arbeitsmöglichkeit der
PKK zukünftig wird sicherstellen können. Insofern freuen auch wir uns auf die Debatte dazu im Ausschuss.
Grundsätzlich kann ich Ihnen aber jetzt schon die Unterstützung der Freien Demokraten zu dieser Novellie-
rung zusagen. Vielen Dank.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Als nächstes erhält das Wort für die AfD-Fraktion Abgeordneter Braga.

Abgeordneter Braga, AfD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, werte Besucher auf der Tribüne, über die Besetzung der Parla-
mentarischen Kontrollkommission unterhalten wir uns hier im Landtag schon seit geraumer Zeit, nicht nur am
heutigen Tag – schon am Vormittag war das ja im Rahmen des Berichts der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission, die noch von der vergangenen Legislaturperiode im Amt ist, Thema –, sondern auch im Zusammen-
hang mit den Wahlen, mit den Wahlverfahren, die wir in den vergangenen Monaten und Jahren durchgeführt
haben. 

Ursache dafür – das wurde ja schon geschildert, gleichwohl will ich unsere Sichtweise dazu auch noch aus-
führen – ist die Tatsache, dass die Kandidaten meiner Fraktion zur Besetzung der ursprünglich zwei Sitze,
inzwischen eines Sitzes in dieser Kommission, für die der AfD aufgrund ihrer Größe das Vorschlagsrecht
nach der bisherigen Fassung des Verfassungsschutzgesetzes zusteht, keine Mehrheit im Landtag finden
konnten. Inzwischen standen – das hat mein Kollege Möller heute am Vormittag auch bereits ausgeführt –
23 verschiedene Mitglieder des Landtags auf Vorschlag meiner Fraktion zur Wahl. Es fanden abzüglich des
am heutigen Nachmittag noch durchzuführenden Wahlgangs bereits 66 Wahlgänge statt. Zu keinem Wahl-
gang erhielt ein von der AfD-Fraktion vorgeschlagener Kandidat die Mehrheit.

Als Frau Landtagspräsidentin im Oktober 2020 ihre Absicht zur Kenntnis gab, die Kontrollkommission mit
den drei bis dahin gewählten Mitgliedern trotz der noch zwei offenen, also zu besetzenden Sitze zu konstitu-
ieren, zog meine Fraktion vor den Verfassungsgerichtshof nach Weimar, um diese Konstituierung unter Ver-
letzung der Minderheitsrechte der Opposition im Landtag zu verhindern. Und wir waren erfolgreich. Das Ver-
fassungsgericht stellte mit Entscheidung vom 14. Oktober fest – das wurde auch schon ausgeführt –, dass
dem Thüringer Landtag, vertreten eben durch die Präsidentin, untersagt wird, die Parlamentarische Kontroll-
kommission zu konstituieren, bevor der Landtag nicht durch geeignete verfahrensmäßige Vorkehrungen, et-
wa im Rahmen eines formellen oder informellen Verständigungsverfahrens, sichergestellt hat, dass Wahlvor-
schläge der Antragstellerin, also meiner Fraktion, nicht aus sachwidrigen Gründen abgelehnt werden. 

Nach einigem Hin und Her wurde vor etwas mehr als einem Jahr, nämlich im Juni 2021, ein sogenanntes
Moderationsverfahren unter Hinzuziehung eines externen Moderators initiiert. Recht schnell stellte sich her-
aus, dass dieses Verfahren den Anforderungen der vorhin zitierten Entscheidung des Verfassungsgerichts-
hofs vom Oktober 2020 nicht gerecht werden konnte und auch nicht sollte. 

(Beifall AfD)

Zu keinem Zeitpunkt nämlich war es Gegenstand dieses Moderationsverfahrens sicherzustellen, dass Wahl-
vorschläge meiner Fraktion nicht aus sachwidrigen Gründen abgelehnt werden, wie es Weimar verlangt hat-
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te – ganz und gar nicht. Vielmehr gaben sich alle Teilnehmer dieser durchaus gesitteten und angenehmen
Gesprächsrunden scheinbar damit zufrieden, dass in verschiedenen Varianten im Wesentlichen immer wie-
der das Gleiche vorgetragen wurde, nämlich dass es für die restlichen Fraktionen dieses Hauses zwar in
verschiedenem Maße, aber aus grundsätzlichen Erwägungen gleichwohl nicht in Frage kommt, einen Kandi-
daten der AfD für die Überwachung der Verfassungsschutzarbeit zu wählen. Bemühungen um eine Antwort
auf die Frage, ob hierfür auch Gründe vorliegen, die den recht deutlich formulierten Ansprüchen des Verfas-
sungsgerichtshofs in seiner Entscheidung vom 14. Oktober 2020 gerecht werden, also auch nicht sachwidrig
sind, wie schon des Öfteren hier vorgetragen, gab es keine und zu keinem Zeitpunkt in diesem Moderations-
verfahren.

Ich darf daran erinnern, dass Weimar bereits in der Entscheidung auch als bemerkenswert deutlicher Wink
mit dem Zaunpfahl in Richtung Landtag festgestellt hatte, dass weder der Verweis auf das Mehrheitsprinzip
noch das freie Mandat des Abgeordneten rechtfertige, geeigneten und vertrauenswürdigen Abgeordneten ei-
ner Fraktion die Wahl zu versagen, nur weil sie als vermeintlich außerhalb des demokratischen Spektrums
stehende politische Gegner begriffen werden, und dass, wenn die anderen Fraktionen gleichwohl die Wahl
verweigerten und die Kommission einseitig besetzten, sie missbräuchlich verfahren würden, wie es auch das
Bundesverfassungsgericht bereits 1986 festgestellt hat. Denn die Freiheit des Mandats, auf die hier auch
schon eingegangen wurde, wonach die Abgeordneten des Landtags nur ihrem Gewissen verpflichtet und an
Aufträge und Weisungen nicht gebunden seien, nach landläufiger Auffassung – und das stellte sich auch in
einigen Reden hier heraus – also guten Gewissens die Opposition in dieser Art und Weise „ausgrenzen“
dürften, das wäre der Begriff, den wir da verwenden würden als AfD-Fraktion, eben nicht von der verfas-
sungsrechtlichen Bindung das Recht der Fraktion auf formale Chancengleichheit und Zugang zu allen parla-
mentarischen Verfahren und allen Gremien zu respektieren.

(Beifall AfD)

Die Mehrheit dieses Landtags verhält sich also objektiv feststellbar rechtswidrig und das, so muss ich leider
annehmen, durchaus bewusst, denn die Entscheidung aus Weimar, die in einer Reihe steht mit Rechtspre-
chung aus Karlsruhe, aber auch durch verschiedene Landesverfassungsgerichte, dürfte jeder, der sich mit
der Thematik befasst hat, zur Kenntnis genommen haben. Was wir heute also erleben, und das hat mein
Kollege Möller gegenüber der Presse zutreffenderweise festgestellt, ist der Versuch, die aktuelle rechtswidri-
ge Ausgrenzung der AfD aus der Kontrolle des Verfassungsschutzes im Gesetz festzuschreiben. Man passt
also das Recht an eine bisherige rechtswidrige Praxis an, was an und für sich bereits legislatives Unrecht ist,
mit rechtsstaatlichen Grundsätzen jedenfalls kaum vereinbar.

(Beifall AfD)

In diesem Zusammenhang, Herr Walk, darf ich auf Ihre Rede eingehen. Es ist völlig abwegig, Ihrerseits mei-
nem Kollegen Möller zu unterstellen, er habe die Gewaltenteilung infrage gestellt. Ganz im Gegenteil. Er hat
richtigerweise festgestellt, dass die Richterwahl in diesem Land, insbesondere im Verfassungsgerichtshof, in
hohem Maße politisch beeinflusst ist. Und das stellt sich doch auch daran heraus, dass in der Presse offen
beispielsweise darüber debattiert wird, wie verschiedene Fraktionen in diesem Hause sich über diese Beset-
zung der Verfassungsgerichtsposition verständigt haben. Das mag man auch so für gut und für richtig halten,
das auch so praktizieren, aber zu sagen, die Politik beeinflusse die Besetzung dieser Richterstellen nicht, ist
doch völlig abwegig. 

(Beifall AfD)
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Also Ihrerseits ist das abwegig.

Lassen Sie mich aber noch einmal auf das Mediationsverfahren eingehen. Besonders perfide ist dabei die-
ser ständige Versuch, der unternommen wird, dieses Gesetz eben als Ergebnis dieser ach so unabhängigen
Mediation darzustellen, ganz so, als ob hier ernsthaft von einer Mediation in der Sache gesprochen werden
könne. Die Bemühungen des Mediators in allen Ehren, aber eine Mediation ist die unparteiische Beratung
und Vermittlung zwischen den Interessen verschiedener Akteure zur Bewältigung von Konflikten. Ganz in
der Mitte wird man sich natürlich nie treffen können, insbesondere nicht in Fragen der Auslegung materiellen
Rechts. Aber wenn eine Partei im Konflikt keinen einzigen Schritt, keine einzige Bewegung unternimmt, von
ihrer verhärteten Position abzurücken, und die Position der anderen Partei im Streit genau gar nicht angetas-
tet wird, genau gar nicht berührt, genau gar nicht geändert wird, dann kann hier von einer Mediation, keiner
aussöhnenden Vermittlung die Rede sein. 

(Beifall AfD)

Es ist vielmehr die als externe und daher vermeintlich unabhängige Beratung getarnte Institutionalisierung
des Unrechts, meine Damen und Herren, die Sie hier betreiben. 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ganz genau)

(Beifall AfD)

Und wenn Sie hier vormachen, der Demokratie durch dieses Gesetz einen besonderen Dienst zu erweisen,
dann belügen Sie sich selbst und meines Erachtens täuschen Sie auch die Öffentlichkeit damit. 

(Beifall AfD)

Darüber hinaus ist das Gesetz auch schlicht ungeeignet und höchst bedenklich in dem Regelungsvorschlag.
Sie haben offenkundig übersehen, dass wir gerade die Ausnahmesituation leben, die eine solche Änderung
des Verfassungsschutzgesetzes, wie sie hier vorgeschlagen wird, zur massiven Schwächung der Opposition
werden lässt. Ich habe deshalb auch relativ wenig Verständnis für den Jubelsturm, insbesondere der FDP-
Fraktion. Die Rede des Kollegen Montag fand ich etwas befremdlich. Wie gesagt, wenn im Verfassungs-
schutzgesetz zukünftig lediglich festgehalten werden soll, dass die parlamentarische Opposition im Landtag
im Verhältnis ihrer Stärke vertreten sein muss: Nun gerade die laufende Legislaturperiode lässt doch auf-
grund diverser Entwicklungen zumindest die Frage zu, was nun eigentlich regierungstragend, was nun ei-
gentlich Opposition ist, diese Dichotomie existiert doch fast gar nicht mehr.

(Beifall AfD)

Es hat sich in diesem Haus de facto eine Zweidrittelmehrheit gefunden, wovon aber nur eine knappe Minder-
heit in der Tat die Regierungsmitglieder stellt. Es stellt sich aber bereits jetzt die Frage, was eigentlich Regie-
rung, was eigentlich Opposition ist. Das Gesetz überlässt es jedenfalls den Mitgliedern dieses Hauses, eine
unzulässige Einteilung vorzunehmen in eine staatstragende, eine genehme, eine akzeptierte Opposition und
eine unangenehme, eine ungewollte und deshalb auszuschließende Opposition. Dieses Recht steht diesem
Haus schlicht nicht zu. Sie steht dem Souverän zu.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:

Ihre Redezeit ist zu Ende, Herr Braga.
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Abgeordneter Braga, AfD:

Ich komme zum Schluss: Diese Einteilung steht den Souverän zu, er übt sie aus durch seine Teilnahme an
Wahlen und bestimmt damit die Zusammensetzung dieses Hauses. Dieses Haus hat nicht diese Einteilung
vorzunehmen 

Vizepräsidentin Henfling:

Herr Braga, Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Abgeordneter Braga, AfD:

in akzeptierte und nicht akzeptierte Opposition. Dieses Gesetz ist abzulehnen, meine Damen und Herren.
Vielen Dank und ich bitte um Entschuldigung für die Überschreitung der Redezeit. 

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:

Als Nächste erhält die Abgeordnete Marx für die Fraktion der SPD das Wort. 

Abgeordnete Marx, SPD:

Verehrte Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen, mir kommt es jetzt zu, die Krokodilstränen der AfD
vor der Mittagspause noch abzuwischen. Also, dass das jetzt ein Gesetz sein soll, was sozusagen die AfD
planvoll ausschließt und dass das der einzige Inhalt sein sollte, das widerspricht schon der Tatsache, dass
sich die Regelung, die wir hier vorschlagen, eng anlehnt – fast wortgleich – an die, die schon seit Jahren in
Nordrhein-Westfalen bei der Zusammensetzung der Parlamentarischen Kontrollkommission gültig ist und
dort als tauglich befunden wurde, um die Rechte des Parlaments entsprechend abzubilden. Sie haben ge-
sagt, es gäbe immer wieder pauschale unbegründete Ablehnung Ihrer Abgeordneten, die Sie zur Wahl vor-
geschlagen hätten, in den insgesamt 66 Wahlgängen. Wir waren ja alle dabei. Wenn Sie sich das alles noch
mal anschauen, dann haben Sie sehr wohl gesehen, dass die Stimmergebnisse bei den verschiedensten
Kandidaturen verschiedenster Kandidatinnen und Kandidaten sehr unterschiedlich ausgefallen sind, sodass
davon also nicht die Rede sein kann.

Wir haben ein Spannungsfeld zwischen dem individuellen Wahlrecht jedes einzelnen Abgeordneten hier in
diesem Hause und eben dem Besetzungsrecht, das nach dem bisherigen Verfahren streng formal an der
Größe der hier im Haus vertretenen Fraktionen ausgerichtet war. Dass man das auch anders machen kann,
lehrt das Beispiel aus Nordrhein-Westfalen und deswegen ist es jetzt eben nicht so, dass wir hier eine politi-
sche Ausgrenzung vornehmen.

Sie haben dann natürlich wieder gesagt, hier herrsche politische Willkür und es hätte niemand irgendwie
ernsthaft belegen können, worin die Unzuverlässigkeit Ihrer Kandidatinnen und Kandidaten bestehen soll.
Also ich will nur mal sagen: Heute Morgen, bei dem Punkt, als es um den Bericht ging, hat sich Ihre Fraktion
gerühmt, dass Ihnen interne E-Mails aus dem Amt für Verfassungsschutz vorliegen würden. Allein das ist
schon mal ein Grund, ein Fragezeichen zu machen, wenn jemand von Ihnen in so eine Kommission rein
möchte.

(Zwischenruf Abg. Braga, AfD: Das haben wir zugeschickt bekommen – von den Mitarbeitern selbst!)

Ich will nur sagen … 
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(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Auch wir haben unsere Quellen!)

Ja, Sie haben Ihre Quellen, das wundert mich nicht, aber es darf Sie dann auch nicht erstaunen, wenn wir
gewisse Vorbehalte haben, in der Art und Weise, wie Sie hier Ihr Mandat wahrnehmen.

(Beifall SPD)

Deswegen noch mal, es ist schon gesagt worden, wir haben hier ein Gesetz aus Nordrhein-Westfalen, das
ist noch verfassungsmäßiger, als es dort schon seit Jahren dadurch gilt, dass wir zusätzlich ein zahlenmäßi-
ges Verhältnis zwischen Oppositionsfraktionen und regierungstragenden Fraktionen festschreiben, was hier
dann auch dazu führen wird, dass die nicht in der Regierung befindlichen Fraktionen oder selbst Gruppen-
mitglieder hier gewählt werden können, wenn sie die entsprechende Zweidrittelmehrheit bekommen.

Jetzt hat Herr Walk schon zitiert, dass Sie gesagt haben, Sie würden da nicht vor das Verfassungsgericht
gehen, weil die alle politisch besetzt wären. Also das sind auch wieder diese Dinge, wo Sie die Gewaltentei-
lung hier wirklich frontal angreifen, wo Sie wirklich bewährte Wahlverfahren in den Schmutz ziehen und wo
Sie dann auch offenbar wieder Ihr Ziel verfolgen, eine gleichgeschaltete Justiz irgendwann haben zu wollen,
denn wenn ein Gericht nicht so entscheiden wird, wie Sie es sich vorstellen, dann

(Unruhe AfD)

ruft man es erst mal gar nicht an. Das ist genau das, was Sie auch immer mit Ihrer Meinungsfreiheit haben.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Es soll ja Abgeordnete geben, die Richter anzeigen, weil ihnen die
Rechtsprechung nicht passt! Wissen Sie, wer das war? Die Abgeordnete steht gerade vorn am Red-
nerpult und spricht!)

Vizepräsidentin Henfling:

Herr Abgeordneter Möller, in erster Linie hat jetzt Frau Abgeordnete Marx das Wort.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Aber Zwischenrufe sind erlaubt!)

Zwischenrufe sind zulässig, aber es ist nicht zulässig, die Rednerin in ihrer Rede zu behindern.

Abgeordnete Marx, SPD:

Ich bediene mich zulässiger Formen demokratischer Beteiligung auch in meiner Rede, und wenn gestoche-
ne Hunde bellen oder quieken, dann spricht das auch für sich. Also wir haben hier vor, diese lange Hänge-
partie zu begrenzen, indem wir dann eben eine bewährte Regelung aus Nordrhein-Westfalen übernehmen,
die eben auch noch den Vorteil hat, wie gesagt, das Verhältnis Opposition und Regierung zutreffend wieder-
zugeben und eben auch kleineren Fraktionen oder Gruppen die Möglichkeit gibt, einen Sitz in dieser Parla-
mentarischen Kontrollkommission bei entsprechendem Vertrauen durch das Parlament zu erringen, was es
sonst nicht gegeben hätte. Und was auch immer die Forderung war, das anderweitig sicherzustellen, hätte
bedeutet, dass man die Kommission sehr groß machen müsste. Das ist im Interesse des gebotenen Ge-
heimschutzes dann aber auch wenig sachgerecht. Deswegen freue ich mich auf die Beratung im Ausschuss
und auf die dann aus meiner Sicht selbstverständliche, wenn die Rechtsgrundlage eine neue ist, komplette
Neuwahl unseres Nachfolgegremiums, was die ganze Zeit arbeiten dürfte, aber eben auch gearbeitet hat.
Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Die Landesregierung hat erklärt, auf einen Redebeitrag zu diesem Tagesordnungspunkt zu ver-
zichten. Herr Abgeordneter Blechschmidt, ist das eine Redemeldung? Ja.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Ich würde gern noch auf zwei Gedanken reagieren. Kollege Montag, ich habe den
Zettel noch mal mit vorgenommen, an dem ich mich während meiner Rede festgehalten habe, wo Sie mir so
ein wenig unterstellen, ich hätte mich um eine konkrete Aussage rumgewunden. 

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP: Macht ihr auch!)

Ich möchte mal in diesem Fall fast zitieren: „Es ist“ – so habe ich vorhin gesagt – „ein offenes Geheimnis,
dass die Linke-Fraktion die Strukturen und die Arbeit von Geheimdiensten, also auch des Verfassungsschut-
zes in Thüringen, sehr kritisch bewertet.“ So kann sich kritischen Zuhörern und Zuschauern – wie der Kolle-
ge Montag von der FDP – die Frage stellen: Warum tut die Linke dann so einen Gesetzentwurf? Einen „sys-
temimmanenten“ habe ich ihn genannt. Weil wir der Meinung sind, dass natürlich solche Strukturen auch zu
reformieren sein können. Und letztendlich – auch diesen Satz habe ich sinngemäß gesagt –, auch eine ge-
gebenenfalls nicht optimal wirksame parlamentarisch demokratische Kontrolle des Verfassungsschutzes und
seiner Arbeit als Geheimdienst ist immer noch besser als gar keine Kontrolle. Deshalb arbeiten wir an die-
sem Gesetzentwurf und ärscheln nicht rum.

Zweiter Gedanke, Kollege Braga, mal mit Blick auf die Frage der Zusammensetzung, die regierungstragen-
den und Oppositionsteile in der PKK: Stellen Sie sich vor, es ist eine relativ große Koalition, die entsteht.
Damit ist Opposition ausgeschlossen, wenn man ein Besetzungsverfahren nimmt. Ja, das ändern wir jetzt.
Opposition muss beteiligt werden und sogar im Stärkeverhältnis, wie das die Wahl gebracht hat. Deshalb ist
es ein Fortschritt aus unserer Sicht. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Henfling:

Gibt es jetzt noch weitere Wortmeldungen aus den Reihen der Abgeordneten? Das erkenne ich nicht. Wir
haben gerade festgestellt, die Landesregierung möchte nicht dazu sprechen. Ich habe vernommen, dass wir
eine Überweisung an den Innen- und Kommunalausschuss machen. Wer dieser Ausschussüberweisung zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Koalitionsfraktionen, die Gruppe der FDP, die CDU-
Fraktion und die Gruppe der Bürger für Thüringen. Gibt es Enthaltungen? Gegenstimmen? Das ist die Frak-
tion der AfD. Damit ist der Gesetzentwurf an den Innen- und Kommunalausschuss überwiesen. 
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